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Volkswirtschaftsplanes mit geringstem Kostenauf­
wand und bei Beachtung der für Investitionen gül­
tigen Bestimmungen durchzuführen.
Zur weiteren Entwicklung der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung im Binnenhandel werden im 
Jahre 1971 die Voraussetzungen geschaffen, um 
schrittweise ab 1972 ökonomisch begründete Han­
delsspannen einzuführen. Mit der Einführung neuer 
rlifferenr.INrIPr HöhdPlsshrihHPn im ПгпЛ- und Ein­
zelhandel ist ein ökonomischer Druck auf die Sen­
kung der Zirkulationskosten und Warenverluste 
auszuüben.
Der Handelsgewinn ist stärker von den Leistungen 
zur planmäßigen Versorgung der Bevölkerung ent­
sprechend Sortiment, Qualität und Preisgruppen 
abhängig zu machen. Dazu ist insbesondere bei den 
Handelsspannen für hochwertige Erzeugnisse vom 
gesellschaftlich notwendigen Aufwand aus^.uge- 
hen.
Die Kontrolle zur Einhaltung der gesetzlichen Ein­
zelhandelsverkaufspreise ist im Groß- und Einzel­
handel zu verstärken. Dabei geht es insbesondere 
um die Erweiterung der gesellschaftlichen Preis­
kontrolle unter aktiver Einbeziehung der Werktäti- 

' gen.
Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Räte sind 
für die Gestaltung sozialistischer Arbeits- und Le­
bensbedingungen in ihrem Territorium verantwort­
lich.
Das erfordert zur Entwicklung der Reparaturen 
und Dienstleistungen ab 1971:
— die Mittel der Volksvertreterfonds verstärkt zur 

planmäßigen Entwicklung der Reparatur- und 
Dienstleistungen für die Bevölkerung einzuset­
zen und

— durch gezielte Rationalisiebungsmaßnahmen wei­
tere örtliche Reserven zu erschließen.

5. Planung der Ausgaben des Staates für die Bereiche 
der gesellschaftlichen Konsumtion

Die Durchführung des Volkswirtschaftsplanes 1971 
und des Staatshaushaltsplanes 1971 verlangt in allen 
Bereichen die konsequente Durchsetzung des so­
zialistischen Sparsamkeitsprinzips, indem jeglicher 
Aufwand materieller und finanzieller Mittel nur 
im Maße seiner gesellschaftlichen Notwendigkeit 
und des hierdurch zu erzielenden gesellschaftlichen 
Nutzeffektes zulässig ist. In den Bereichen der ge­
sellschaftlichen Konsumtion erfordert dies insbe­
sondere, das hier eingesetzte Nationaleinkommen so 
zu verwenden, daß die heutigen Ausgaben unse­
res Staates für Bildung, kulturelle und sportliche 
Betätigung, gesundheitliche und soziale Betreuung 
der Bevölkerung zum künftigen weiteren beträcht­
lichen Wachstum der Produktion von Nationalein­
kommen wirksam beitragen.
Die Planung und Verwendung dieser Ausgaben des 
Staatshaushaltes (insbesondere für kulturelle Ein- 

' richtungen, Gesundheits- und Sozialwesen, Sozial­
versicherung, Rundfunk, Fernsehen, Naherholung, 
Staatsapparat usw.) erfolgt ab 1971 grundsätzlich 
nach 2 Gesichtspunkten:
— Lohnfonds, Renten, Stipendien, Unterhaltsbei­

hilfen und ähnliche Ausgaben des Staatshaus­
haltes werden auf Grund der dafür geltenden 
Rechtsvorschriften geplant und finanziert;

— den geplanten Ausgaben für Investitionen und

anderen Ausgaben (Verwaltung, Reisekosten, 
Veranstaltungen, Tagungen, Ausslattungen, 
Wcrlorhaltung, Erweiterung der Leistungen) lie­
gen die volkswirtschaftlichen Möglichkeiten des 
Jahres 1971 zugrunde.

Um diese Ausgaben des Staatshaushalles mit höch- 
‘stem gesellschaftlichem Nutzen einzusetzen, sind 
bei ihrer Planung und Finanzierung verbindliche • 
AnfWrttcdcH und DelhiишС*»««сніі»Иѵн 
die nicht überschritten werden dürfen.
Das Ministerium der Finanzen ist verantwortlich, 
daß mit der Beschlußfassung über den Staatshaus­
haltsplan vom Plan her Festlegungen erfolgen über 
die mögliche Inanspruchnahme geplanter Haus­
haltsmittel in einzelnen Quartalen. Das hat sowohl 
für bestimmte Bereiche als auch bestimmte Ausga­
bepositionen zu erfolgen. In allen Einrichtungen ist 
eine wirksame staatliche Kontrolle durchzuführen, 
damit die Mittel und Materialien nur für solche 
Zwecke verwendet werden, für die sie planmäßig 
vorgesehen sind. Eine anderweitige Verwendung, 
z. B. durch Umverteilungen, ist picht gestattet.
Zur weiteren Stärkung der Plan- und Finanzdiszi­
plin ist es notwendig, daß die planmäßige Erwirt­
schaftung und Realisierung der Einnahmen des /л
Staates sowie die Verwendung staatlicher Mittel ' V';
auf allen Ebenen ausgehend vom Plan straffer kon­
trolliert wird.
Zu diesem Zweck ist die Quartalskasscnplanung 
auf allen Ebenen der zentralen und örtlichen 
Staatsorgane und staatlichen Einrichtungen zu 
einem entscheidenden Leituggs- und Kontroll- 
instrument zu machen. Grundlage, dafür sind das 
Gesetz über den Staatshaushaltsplan 1971 und die 
von den örtlichen Volksvertretungen beschlossenen 
Haushaltspläne. Dabei sind für kleine Gemeinden 
bzw. staatliche Einrichtungen mit geringem Haus- • i
haltsvolumen vereinfachte Regelungen anzuwenden.
Die Erfüllung der im Volkswirtschaftsplan 1971 und 
im Staatshaushaltsplan 1971 beschlossenen Aufgaben 
erfordert die konsequente Anwendung der Maß- • - 
nahmen zur Durchführung des ökonomischen 
Systems des Sozialismus in allen volkseigenen Be­
trieben und Kombinaten der Industrie und des 
Bauwesens, den Einrichtungen des sozialistischen 
Handels, des Außenhandels, des Verkehrswesens, 
der Landwirtschaft, des Hoch- und Fachschul­
wesens, der Kultur und in den Staats- und Wirt­
schaftsorganen.
Die zuständigen Leiter tragen eine hohe politische 
Verantwortung für die erfolgreiche Durchführung 
des Volkswirtschaflsplanes 1971'. Es ist erforder- - 
lieh, auf allen Gebieten dafür zu sorgen, daß die 
dazu erforderlichen Aufgaben und Maßnahmen mit 
den Arbeitern, Genossenschaftsbauern, Ingenieuren,
Ökonomen und Wissenschaftlern gründlich bera­
ten werden, damit jeder einzelne seinen konkreten 
Auftrag kennt und sich seiner Verantwortung be­
wußt wird.
Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1971 in Kraft.
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